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Liebe Bürgerinnen und Bürger,  
  
„Diese Regierung ist ausgebrannt“ 
kommentierte gestern eine große deut-
sche Wochenzeitung, die nicht in Ver-
dacht steht, besonders CDU-nah zu 
sein.  
Das Fass zum Überlaufen mit daraus 
resultierenden, bemerkenswert 
schlechten Schlagzeilen brachte die Ent-
scheidung des Bundesverfassungsge-
richts, das die Befassung des Heizungs-
gesetzes im Hauruckverfahren im 
Wege einer einstweiligen Anordnung 
stoppte. Der Kollege Thomas Heil-
mann, der mit seinem Antrag auf einst-
weilige Verfügung vor dem Verfas-
sungsgericht obsiegte, hat Recht: Es ist 
eine Beschneidung der Rechte von Par-
lamentariern, wenn ohne ordentliches 
Verfahren, inhaltliche Grundlagen und 
auf dem Boden grober Leitplanken Ge-
setze aus parteitaktischen Gründen den 
Bundestag passieren sollen.  
Natürlich: Im Bundestag muss es mal 
schnell gehen dürfen – zum Beispiel, 
wenn es um Naturgewalten (Ahrtal-

Flut) oder eine pandemische Notlage 
geht. Mit diesen Vorgängen ist das Hei-
zungsgesetz nicht vergleichbar. Die 
künstliche herbeigeführte Zeitnot ist 
ein weiterer Beleg für eine fragwürdige 
Regierungspolitik, die sich auch in ei-
nem anderen parlamentarischen Präze-
denzfall festmacht. Mit der Verweige-
rung auf Einsetzung eines Untersu-
chungsausschusses „Steuerskandal 
Scholz/Warburg“ entscheidet die Am-
pel-Mehrheit gegen die Rechte der par-
lamentarischen Minderheit. Es ist ein 
Umgang mit dem Parlament und mit 
der Opposition, der bedenklich ist und 
Angriffsfläche mit Blick auf die Ent-
scheidungskultur bildet, die am Ende 
von den Falschen im Land ausge-
schlachtet wird. Auch verstetigt sich 
der Eindruck, den immer weitere Teile 
in der Bevölkerung haben: In zahlrei-
chen Fragen neigt die Ampel zuneh-
mend zu Entscheidungen, die an der 
Realität und an den Sorgen der Bevöl-
kerung vorbeigehen. 
 
Herzlichst, Ihr Markus Koob  
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Die von Verena Pausder initiierte Petition erreichte bereits in wenigen Tagen eine erhebliche Unterstützung.  
 

Persönliche Stellungnahme 

Elterngeld-Pläne der Familienministerin sind  
ein familienpolitischer Rückschritt! 

evor ich im Jahr 2017 zur Au-
ßenpolitik kam, war die Fami-
lien- und Finanzpolitik mein 

fachlicher Schwerpunkt im Deutschen 
Bundestag. Die rechtlichen, finanziellen 
und familienbezogenen Aspekte des El-
terngeldes sind mir daher als ehemali-
ger Berichterstatter zu ehe- und fami-
lienpolitischen Leistungen meiner 
Fraktion im Detail bekannt und ich bin 
verblüfft! Dass ausgerechnet eine Fami-
lienministerin mit grünem Parteibuch 
eine Leistungskürzung in einer Lohner-
satzleistung plant, die neben anderem 
vor allem die Gleichstellung von Mann 
und Frau in unserem Land in beispiel-
loser Weise befördert hat, hätte ich bis 
vor Kurzem kaum für möglich gehal-
ten. Das von der Union eingeführte El-
terngeld war die erfolgreichste Reform 
für die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf und das Instrument zur besseren 

Aufteilung von Erwerbs- und Sorgear-
beit. Die jetzigen Pläne von Bundesmi-
nisterin Paus sollen beim Elterngeld die 
Einkommensgrenze von bislang 
300.000 auf 150.000 Euro für Paare im 
Bemessungszeitraum halbieren und da-
mit den Kreis der Leistungsberechtig-
ten verkleinern. Für viele Familien wäre 
das in der Auswirkung eine Abschaf-
fung des Elterngeldes. Dieses Vorhaben 
geht an der Zielsetzung des Elterngel-
des und an der Lebensrealität von Fa-
milien vorbei. Bundesfamilienministe-
rin Paus vergisst bei allem Aktionis-
mus, dass gerade die arbeitende Mittel-
schicht dazu beiträgt, den Sozialstaat 
Deutschland zu stemmen.  
 
Ich kann Ihnen insofern versichern, 
dass wir als Union alles daran setzen, 
diese Begrenzung beim Elterngeld zu 
verhindern. • 
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Aktuelle Stunde:  
Wirtschaftsstandort 
Deutschland stärken. 
 

uf unseren Antrag hat am 
Mittwoch eine Debatte zum 
Wirtschaftsstandort Deutsch-

land stattgefunden. Die Bestandsauf-
nahme ist dabei wenig schmeichelhaft: 
Deutschland befindet sich in der Rezes-
sion. Die Wirtschaftsleistung ist in den 
letzten beiden Quartalen zurückgegan-
gen. Die Indikatoren für die weitere 
Entwicklung sind ebenfalls negativ. 
Das Ifo-Geschäftsklima ist auf den nied-
rigsten Stand seit November 2022 ge-
sunken, während im ersten Halbjahr 
2023 ist die Zahl der Unternehmensin-
solvenzen stark gestiegen ist. Die Infla-
tion in Deutschland bleibt weiter hoch 
und stieg im Juni auf 6,4 %, während sie 
in der Eurozone sank.  
Standpunkt: CDU und CSU haben zu-
letzt im Rahmen eines 10-Punkte-Plans 
konkrete Vorschläge zur Stärkung des 
Standorts Deutschland eingebracht. Aus 
meiner Sicht sind darin die für die künftige 
wirtschaftliche Entwicklung des Landes 
zentralen Gesichtspunkte enthalten: wett-
bewerbsfähige Steuern und Abgaben, eine 
spürbare Entlastung der Mittelschicht, si-
chere und bezahlbare Energie, Belastungs-
moratorium für Bürger und Unternehmen, 
ein seinen Namen verdienendes Bürokratie-
entlastungsgesetz sowie schnellere Pla-
nungs- und Genehmigungsverfahren. •  
 
 

NATO-Gipfel zum histori-
schen Erfolg für europäi-
sche Sicherheit machen. 

m 11./12. Juli 2023 findet der 
NATO-Gipfel in Vilnius (Li-
tauen) statt. Mit dem An-

griffskrieg gegen die Ukraine hat Russ-
land die europäische Sicherheitsarchi-
tektur aufgekündigt und gegen das 
Völkerrecht verstoßen. In Vilnius ste-
hen neben der formellen Aufnahme 
Finnlands in die NATO vor allem die 
Diskussionen über weitere militärische 
Unterstützung für die Ukraine, mögli-
che Sicherheitsgarantien und eine ukra-
inische NATO- Beitrittsperspektive auf 
der Tagesordnung. Ein weiterer Tages-
ordnungspunkt wird die Weiterent-
wicklung des 2%-Ziels sein. Etliche Al-
liierte drängen darauf, dass im Ab-
schlusskommuniqué ab sofort von ei-
ner 2%- Untergrenze gesprochen wird.  
Standpunkt: Von glaubhafter transatlan-
tischer Lastenteilung kann nur die Rede 
sein, wenn Deutschland den Aufbau eige-
ner Verteidigungsfähigkeiten ernst nimmt 
und dabei die Bundeswehr zur stärksten 
konventionellen Armee Europas macht. Die 
Bundesregierung muss einen Plan zur kon-
sequenten Vollausstattung der Streitkräfte, 
sowie für die vollständige Nachbeschaffung 
abgegebenen Materials und von Muniti-
onsbeständen vorlegen. Die Zeitenwende 
muss mit konkreten Fortschritten unterlegt 
werden, um Deutschlands bündnispoliti-
sche Glaubwürdigkeit zu stärken. • 
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Im Gespräch mit dem Bot-
schafter Vietnams. 
 

m Rahmen meiner Berichterstat-
tungen im Auswärtigen Ausschus-
ses treffe ich regelmäßig mit Bot-

schafterinnen und Botschaftern zusam-
men. In dieser Woche konnte ich mit 
dem vietnamesischen Botschafter, 
Herrn Vu Quang Minh, über die strate-
gische Entwicklung unserer bilateralen 
Beziehungen unserer beiden Länder so-
wie über Menschenrechtsfragen spre-
chen. Vietnam gilt als eine der aufstre-
benden Volkswirtschaften im südost-
asiatischen Raum und ein möglicher 
Partner für die Entflechtung deutscher 
ökonomischer Beziehungen mit China.  
 
Somalische Delegation zu 
Gast in Hessen. 
 

ergangene Woche hatte ich die 
Freude, eine somalische Hoch-
schuldelegation in Bad Hom-

burg zu einem Gespräch treffen zu kön-
nen. Als Berichterstatter im Auswärti-
gen Ausschuss für große Teile des afri-
kanischen Kontinents ist mir die fragile 
Situation im Land am Horn von Afrika 
leider nur allzu vertraut.  
Neben der allgemeinen politischen 
Lage haben wir auch über die Zusam-
menarbeit auf Hochschulebene gespro-
chen.  
 
 

Auch wenn die Instabilität des Landes 
oftmals pessimistisch stimmt, dürfen 
wir nicht nachlassen, gerade im Bil-
dungsbereich den Menschen dort zu 
helfen.  • 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die gute Nachricht der Woche:  

1,5 Mio. Euro für Fahrradpark-
turm in Bad Homburg.  
 

n der letzten Sitzung des Haus-
haltsausschusses vor der Sommer-
pause wurde über das Programm 

„Fahrradparkhäuser an Bahnhöfen“ 
entschieden. Insgesamt wurden Mittel 
in Höhe von 55 Millionen Euro.  
 
Ganz besonders freue ich mich, dass 
hiervon 1,547 Millionen Euro nach Bad 
Homburg fließen, um am dortigen 
Bahnhof einen Fahrradparkturm zu er-
richten. Dadurch werden Mobilität und 
Nachhaltigkeit in der Kurstadt weiter 
gestärkt.  • 
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